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Die Zeitung zumBrunsbüttel-Urteil:
„Ein Super-GAU für den gerade so
mühsam von Bundesregierung, Oppo-
sition und Ländern errungenen Endla-
ger-Kompromiss. Es ging schließlich
nicht um die Genehmigung einer
Pommesbude, sondern um Hallen, in
denen hochgefährlicher Strahlenmüll
für mehrere Jahrzehnte sicher aufbe-
wahrt werdenmuss.“

Die Zeitung zur Beziehung EU-USA:
„Wenn das von Obama forcierte trans-
atlantische Freihandelsabkommen
nicht wie vorherige Anläufe am klein-
karierten Konflikt um Kultursubven-
tionen oder Hormonfleisch scheitert,
dann wird diese Verflechtung weiter
zunehmen. Diese transatlantischen
Tatsachen haben Bestand trotz Ban-
kenstreit oder NSA-Überwachungs-
programm; die Aufregungen der Ta-
gespolitik dürfen den Blick für den
strategischen Zusammenhang nicht
verstellen.“
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DieWiener Zeitung zu US-Präsident Obama:
„Die USA sind unter ihm kaum besser,
ja, nicht einmal ehrlicher geworden.
Dafür verspotten ihn Anhänger des
hier gehassten Vorgängers George W.
Bush als ,Großmaul‘. Obamas (...) Rede
war rhetorisch gut, gibt denen aber
recht: Als Hauptinhalt Atomwaffen zu
reduzieren, klingt zwar nett, ist aber
weder ,historisch‘ noch relevant.“

DieMünchner Zeitung zur Familienpolitik:
„Deutschland versucht noch immer zu
viel mit Geld und zu wenig mit Infra-
struktur zu lösen. Die OECD beklagt
das seit Langem (...). Die Union hat
jetzt sogar angekündigt, das Kinder-
geld (...) zu erhöhen. Und bald gibt es
(...) das Betreuungsgeld. Gleichzeitig
leiden Kitas an allem: Es gibt zu wenig
Personal. Die Bezahlung der Angestell-
ten ist unwürdig schlecht, ihre Qualifi-
kation deshalb nicht immer die Beste.
Die Gruppen sind (...) zu groß – und
die Ausstattung (...) ist erbärmlich.“
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WWW.MITTELBAYERISCHE.DE

●➲ MZ-Mobil
Mit den Applikationen der Mittelbayeri-
schen bleiben Sie unterwegs auf dem
Laufenden. Holen Sie sich die Nachrich-
ten Ihrer Region auf Ihr iPhone, iPad
oder Android-Gerät.

www.mittelbayerische.de/apps

●➲ Video des Tages

Diskutieren Sie mit uns weiter unter
www.mittelbayerische.de/facebook

Für 60Millionen Schüler aus ganz Chi-
na führten Astronauten an Bord der
Raumstation Tiangong Experimente
zum Thema Schwerelosigkeit durch.
www.mittelbayerische.de/video

Ein Bevölkerungsforscher
moniert, dass deutsche
Eltern ihre Kinder zu
wichtig nehmen.

●➲ Meistgelesen

01 UnfallAuf der A93 bei Abensberg
platzt wegen der extremen Hitze die
Fahrbahn auf. Ein Motorradfahrer ver-
unglückt tödlich.
02Wartezeit Eine Patientin erzählt,
wie lang es dauern kann, einen Fach-
arzttermin zu bekommen.
03 Internet „Dinge, die ein Regensbur-
ger nie sagt“ und ähnliche Seiten wer-
den auf Facebook immer beliebter.
04Wechsel Jahn-Kapitän André Lauri-
to wird demnächst für einen anderen
Verein spielen.
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Reaktionen der User

Manche nicht zu unrecht „Hubschrau-
bermütter“ genannten Frauen „propel-
lern“ um ihre Kinder als wär’s der einzi-
ge Lebenszweck. Herauskommen ego-
zentrische Einzelkindfratzen. Christof

Ja viele Mütter opfern sich komplett
auf... Kriegt erst mal ein Kind und ach-
tet darauf, wie die Leute versuchen,
sich ins Leben einzumischen. Conny

Erlebe es oft umgekehrt, nämlich dass
Eltern sich zu wichtig nehmen. Anna

Was soll man denn wichtiger nehmen?
Das neue iPhone oder GNTM? Michael

-Thema
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in Familiensplit-
ting und höheres
Kindergeld: Das

sind also die Schlussfol-
gerungen der Bundes-
regierung, nachdem sie
über Jahre hinweg die
Leistungen für Fami-
lien auf ihreWirksam-
keit überprüft hat. Fa-
milien- und Finanzmi-
nisteriumhaben es
sich kinderleicht gemacht und kurzer-
hand vorgeschlagen, die populären fi-
nanziellen Zuwendungen für Fami-
lien zu erhöhen. Eine gute Idee. Nur:
Daswäre auch schneller, einfacher
und billiger gegangen.

Wer Aufwand und Ertrag oder, bes-
ser gesagt, Anspruch und tatsächliches
Ergebnis dieser „Gesamtevaluation der
ehe- und familienpolitischen Leistun-
gen“ vergleicht, muss enttäuscht sein.
Explizites Ziel war, alle 156 Einzelleis-
tungen auf ihreWirksamkeit sowie
aufmögliche negativeWechselwir-
kungen hin zu überprüfen und auf Ba-
sis dieser Untersuchungsergebnisse ei-
nen politischen Forderungskatalog zu
formulieren. Zumindest wäre so einer
zu erwarten gewesen angesichts der
Tatsache, dass es laut Familienministe-
rium elf verschiedene „Untersu-
chungsmodule“ und ebenso viele
„Endberichte“ der Forscher gibt.Man
musswahrlich keinWissenschaftler
sein, um zumBeispiel eine gewisse,
vielleicht sogar negativeWechselwir-
kung zwischenKindergeld, Eltern-
geld, demAusbau der Kinderbetreu-
ungsplätze für unter Dreijährige und
demBetreuungsgeld zu erkennen.

Doch Familienministerin Kristina
Schröder und ihr CDU-Kollege vom Fi-
nanzministerium,Wolfgang Schäub-
le, ließen die heißen Eisen liegen und
pickten sich zwei Teilbereiche heraus,
die sich sehr gut verkaufen lassen. Po-
litisch gesehen hat die Bundesregie-
rung die extrem komplexe Problema-
tik somit ziemlich klug gelöst.

Wer sich etwa die „Akzeptanzana-
lyse I“ durchliest, erfährt, dass das Kin-
dergeld derart beliebt ist, dass es kaum
wegzudenkenwäre. Ebenso erfährt
man, dass fast zwei Drittel der Fami-
lien das Ehegattensplitting als „beson-
ders wichtig“ einstufen – sich viele
aberwünschen, dass es nicht nur ver-
heirateten Paaren, sondern auchUn-
verheiratetenmit Kindern zugute
kommen soll.

Das haben sich Schröder und
Schäuble zuHerzen genommen und

E damit sogarmehrere
Fliegen auf einen
Schlag erwischt. Ers-
tens: Die Erhöhung fi-
nanzieller Zuwendun-
gen ziehen immer und
Familien stellen ein
großesWählerpotenzi-
al dar. Zweitens:Mit
dem Familiensplitting
ködert die CDUnicht
nur ihr traditionelles

Klientel, sondern bietet auchUnver-
heirateten sowie eingetragenen Le-
benspartnerschaftenmit Kindern ei-
nen Grund, am 22. September das
Kreuzchen bei der CSU bzw. CDU zu
machen. Drittens: Die klassischen Fa-
milien – Verheiratetemit Kind(ern) –
müssen sich dadurch nicht benachtei-
ligt fühlen, denn diese Konstellation
zieht noch immer den größtenNutzen
aus dem Splitting.

Doch das Beste daran ist, dass sich
die Union vor der Bundestagswahl
nichtmehr darum streitenmuss, wo
das Geld dafür herkommen soll. Denn
es gibt überhaupt keineMöglichkeit
mehr, die Forderungen bis dahin um-
zusetzen. Danachwiederumkann sich
die Unionmit Verweis auf ihren neu-
enKoalitionspartner darauf rausre-
den, dass dieser dieMaßnahme nicht
unterstützt, weshalb sie sich leider
nicht realisieren lässt.

Diese Art von Symbolpolitikwird
jedoch nicht nur im Familienministe-
rium gemacht. Dasselbe Spiel spielt
Bundesgesundheitsminister Daniel
Bahr (FDP): Nach Jahren soll inweni-
gen Tagen der Bericht des Expertenbei-
rats zumneuen Pflegebedürftigkeits-
begriff erscheinen. Damit kann er sich
dreiMonate vor derWahl schmücken,
in Gesetzesformwird bis zumHerbst
jedoch nichtsmehr gegossen. Das ver-
breitete dasMinisterium rücksichts-
vollerweise schon vor der Präsentation
des Berichts. So vermeidetmanweite-
re Frustration, nachdem schon die bis-
herige Pflege-Bilanz Bahrs eine einzige
Enttäuschung für Betroffenewar.

Undwas istmit der groß angekün-
digten Rentenreform von Bundesar-
beitsministerinUrsula von der Leyen
(CDU)? Auch die bleibt aus, ver-
schwand imNichts. Dochwenigstens
gibt es hier Aussicht auf Besserung.
Denn eine große Koalition nach der
Bundestagswahl ist wahrscheinlich –
die Vorschläge der SPD zur Rente sind
in einigen Bereichen ähnlich.

Bis dahin bleibt jedoch bleibt – wie-
der einmal – alles beimAlten.
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KOMMENTAR

ANALYSEMehr Geld für Familien? Eine gute Idee. Nur: Dafür
hätte es keiner langjährigen Untersuchung bedurft.

Kinderleicht gemacht
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VONMARIA GRUBER, MZ
● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

➥ Diskutieren Sie mit uns auf:
Facebook, Twitter und Google+

● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

WEITERE KOMMENTARE

Haushaltsplanung:Die EU betreibt
gefährlicheMachtspiele, für die sie
eigentlich keine Zeit hat. ➤ SEITE 5

Friedenspreis:Die Auszeichnung von
Swetlana Alexijewitsch ist eineMahnung
für alle, die Opfern zu hören. ➤ SEITE 2

Ende letzterWoche wurde im Landtag
einmal mehr der Erlass eines soge-
nannten „Umwandlungsverbots“ ab-
gelehnt. Die Umwandlung von Miet-
wohnraum in Eigentumswohnraum
sollte in Erhaltungssatzungsgebieten
unter einen kommunalen Genehmi-
gungsvorbehalt gestellt werden. Diese
Möglichkeit hätte der Landesgesetzge-
ber gemäß Paragraph 172 Abs. 4
BauGB. Er gäbe den Kommunen wie
zum Beispiel Regensburg und Mün-
chen, in denen das Problem der Gentri-
fizierung besonders groß ist, die Mög-
lichkeit, regulierend auf Teilbereiche
eines erhitzten Mietmarkts einzugrei-
fen. Das Grundproblem: bei Umwand-
lungen von Miet- in Eigentumswoh-
nungen erfolgt oft eine Vertreibung
derMieter über denGeldbeutel.

Nach der Umwandlung werden die
Wohnungen verkauft, dann zunächst
die Mieten um 15 Prozent bzw. 20 Pro-
zent erhöht, dann wird modernisiert
mit Balkon, Aufzug und Wärmedäm-
mung, was eine weitere Erhöhung der
Mieten um 11 Prozent der Modernisie-
rungskosten zur Folge hat und die
Mieter sollen innerhalb von drei Jah-
ren plötzlich 60 Prozent Mietsteige-
rung verkraften. Erhöhungen von 400

Euro für 60 Quadratmeter auf 655 Eu-
ro kalt sind da keine Seltenheit – die
Steigerungen der Nebenkosten noch
nicht berücksichtigt. Wer nur einen
kleinen Geldbeutel hat, muss sich
dann eine andere Wohnung suchen,
die auch nur schwer zu finden ist.

Ziel des „Umwandlungsverbots“ ist
es, die angestammte Bevölkerungs-
struktur gegen Profitmaximierung
Einzelner zu schützen und damit zu
verhindern, dass seriöse Vermieter
und Investoren durch Spekulanten
vom Markt gedrängt werden. Dieses
könnte dazu führen, dass die mit Um-
wandlungen oftmals einhergehenden
Luxussanierungen abnehmen und da-
mit auch verhindern dass Mieter aus
ihrer angestammten Wohnumgebung
vertriebenwerden.

Der Bayerische Landtag leistet mit
der Ablehnung dieses wichtigen An-
trags der Entmietung, Gentrifizierung
und dem Aufbrechen gewachsener Be-
völkerungsstrukturen Vorschub. Wei-
terhin und zunehmend gerade in be-
reits engenWohnungs- und Immobili-

enmärkten in Ballungsräumen treten
Luxussanierungen an die Stelle ausge-
wogener Durchmischung in den
Wohnquartieren mit entsprechender
Verdrängung.

Es geht nicht darum, Modernisie-
rungen und dringend notwendige Sa-
nierungen zu verhindern. Es geht dar-
um, den Kommunen ein schlagkräfti-
geres Instrument an die Hand zu ge-
ben, um Wohnraum auch für Durch-
schnittsverdiener zu erhalten. Die
Kommunen brauchen dieses Mittel
jetzt! Jahr für Jahr werden zig Woh-
nungen umgewandelt und moderni-
siert und die Mieter aufgrund der
dann gestiegenen Mieten aus den
Wohnungen gedrängt. Wenn das Um-
wandlungsverbot nicht bald umge-
setzt wird, gibt es keinen Wohnraum
mehr, der geschützt werden könnte.

Die CSU hat in den letztenWochen
vorgegeben, das Problem erkannt zu
haben und dass sie als Regierungspar-
tei willens sei, das Umwandlungsver-
bot auch umzusetzen. Jetzt hat sie
selbst das Umwandlungsverbot im
Landtag einmal mehr abgelehnt – un-
ter Berufung auf den Koalitionsvertrag
mit der FDP. Die CSU treibt hier ein
doppeltes Spiel auf Kosten der Mieter.
Mieterschutz wird so zum Spielball
der marktliberalen Ideologie der FDP
und die Mieter werden einmal mehr
im Stich gelassen.

SOZIALESDie Umwandlungen
in Eigentumswohnungen
gehen oft zulasten derMie-
ter. Die CSU leistet dieser
Entwicklung Vorschub.

SowerdenMieter vertrieben

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

➜ Die Außenansicht gibt die subjektive
Meinung der Autorin wieder und nicht
unbedingt die der Redaktion.
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AUSSENANSICHT

MONIKA SCHMID-BALZERT
Die Autorin ist Geschäftsführerin des Landes-
verbands des DeutschenMieterbunds (DMB).
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